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Amtlicher Theil. 
I. Verfügungen und Bekanntmachungen des Landraths. 


. Das Muſterungsgeſchäft für den Kreis Danziger Höhe wird in dieſem Jahre im 
Etabliſſement Kafee Mohr, Diivaer Thor No. 7, wie folgt, abgehalten werden: 


Donnerſtag, den 7. April, für die Ortſchaften mit den Anfangsbuchſtaben A, B, C, 
D. E, F. 


. 5 

Freitag, den 8. April, für die Ortſchaften mit den Anfangsbuchſtaben &, H, J. K. 

Sonnabend, den 9. April, für die Ortſchaften mit den Anfchigsbuchſtaben L, M, N, 
0 (ausſchließlich Ohra), 

Montag, den 11. April, für die Ortſchaften mit den Anfangsbuchſtaben P ſowie 
für die Ortſchaft Ohra, 

Dienſtag, den 12. April, für die Ortſchaften mit den Anfangsbuchſtaben Q, N, 8, 
T. U, v, w, X, Z. 

Das Geſchäft beginnt ſtets 7 Uhr Morgens. Die Looſung für die Militairpflichtigen 
des Jahrganges 1872 finrer am 13. April er. in Danzig, Olivaerthor 7, ſtatt und bleibt das 

rſcheinen zu rerfelben ren Betheiligten überlaffen. 

Die Ortsbehörden haben ſämmtliche Geſtellungspflichtige auf Grund der ſofort 
aus dem diesſeuigen Bureau abzuholenden Stammrollen, ſoweit es noch nicht geſchehen iſt, 
zu den Muſterungsterminen ordnungsmäßig borzuladen. 

Außer den betreffenden in den Jahren 1872, 1871 und 1870 geborenen Militair⸗ 
pflichtigen find auch alle diejenigen geſtellungspflichtig, welche 1869 und früher geboren ſind, aber 
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ſich über ihre definitive Abmufterung durch einen Aus muſterungsſchein, oder Erſatz⸗Reſerve⸗Paß, 
Landſturmſchein oder Seewehrſchein nicht ausweiſen können. 

Eine Geſtellung der im dieſſeitigen Kreiſe wohnenden Heerespflichtigen in einem anderen 
Aushebungsbezirk iſt nur ausnahmsweiſe dann zuläſſig, wenn dieſelben an dem Muſterungs⸗ 
geſchäft hierſelbſt nicht Theil nehmen können. 

Wer durch Krankheit am Erſcheinen verhindert iſt, hat ein bezügliches ärztliches Atteſt 
einzureichen. 

Daſſelbe iſt, wenn der ausſtellende Arzt nicht amtlich angeſtellt iſt, von der Ortspolizei⸗ 
behörde zu beglaubigen. 

Gemüthskranke, Blödſinnige und Krüppel pp. dürfen auf Grund eines ſolchen Atteſtes 
von der Geſtellung überhaupt entbunden werden. 


Wenn ein Militairpflichtiger an Epilepſie leidet, dann kann er den Beweis dafür in der 
Weiſe erbringen, daß er auf eigene Koſten 3 glaubhafte Zeugen zum Muſterungstermine geſtellt 
oder ein Zeugniß eines beamteten Arztes beibringt. Die Ortsbeyörden dürfen indeß, wenn fie 
von dieſem Leiden eines Militairpflichtigen Kenntniß haben, die erforderliche Anzahl von Zeugen 
durch den Amtsvorſteher an Eidesſtatt vernehmen laſſen und das Protokoll bei der Geſtellung des 
Meilitalrpflichtigen überreichen. Militairpflichtige, welche an anſteckenden Krankheiten leiden, find 
nicht vorzuſtellen, ſondern von den Ortsvorſtehern ſofort behufs ihrer Heilung in ärztliche Be— 
handlung zu geben und iſt mir alsdann hiervon ſpäteſtens im Muſterungsterwine Anzetge zu machen. 

Die gegenwärtig mit Krätze und Augenentzündung behafteten Militairpflichtigen haben 
ſich ſofort ärztlich behandeln zu laſſen und find demnächſt zur Muſterung zu geftellen, da ſich dieſe 
Krankheiten bei Beobachtung der nöthigen Vorſicht in einigen Tagen beſeitigen laſſen. 

Den Militairpflichtigen der jüngſten Altersklaſſe ſteht es frei, ſich im Muſterungstermin 
freiwillig zum Dienſteintritt zu melden. 

Die geſtellungspflichtigen Lehrer werden noch beſonders darauf aufmerkſam gemacht, 
daß fie zur Muſterung ihre Prüfungszeugniſſe mitzubringen haben. 

Die Ortevorſteher bezw. deren geſetzliche Vertreter haben die zur Muſterung gelangenden 
Mannſchaften hierher zu begleiten und perſönlich vorzuſtellen. 

Die Rekrutirungs⸗Stammrollen find mitzubringen, auch iſt dafür Sorge zu tragen, daß 
die Militairpflichtigen ordentlich gewaſchen und in reinlicher Kleidung erfcheinen. 

Ebenso iſt es Sache der Ortsbehörden, die erforderliche Aufſicht über die von ihnen zu 
geſtellenden Leute zu führen und auf Ruhe und Ordnung zu halten, namentlich auf dem Marſche 
uud vor Beginn des Geſchäfts. 

Zur Vermeidung von Störungen bei dem Geſchäfte iſt es unbedingt nothwendig, daß 
die ras erſte Mal zur Geſtellung gelangenden Militairpflichtigen den Taufſchein, die anderen 
ihren Lobſungsſchein in Händen haben, und mache ich den Ortsvorſtänden zur beſonderen Pflicht, 
wo es noch erforderlich ſein follte, jür die rechtzeitige Beſchaffung dieſer Papiere Sorge 
zu tragen. 
; Ueber Milltairpflichtige, welche Strafen erlitten haben, find, fofern dies nicht ſchon in 
der Stammrolle vermerkt iſt, bei der Muſterung unter Bezeichnung der bezüglichen Erkenntniſſe 
ſowie der Strafen die entſprechenden Angaben wündlich zu erſtatten. 

Die Militairpflichtigen und ihre Angehörigen ſind berechtigt, ſpäteſtens im Muſterungs⸗ 
termin Anträge auf Zurückſtellung beziehungsweiſe Befreiung vom Militairdienſt zu ſtellen. Im 
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Uebrigen nehme ich auf meine diesbezügliche Kreisblatts⸗ Bekanntmachung vom heutigen Tage, ab⸗ 
gedruckt in dieſer Nummer, Bezug. 

Militairpflichtige, welche ihre Geſtellung ohne genügenden Entſchuldigungsgrund verſäumen, 
zu ſpät oder ohne die erforderlichen Papiere erſcheinen, beim Aufruf ihres Namens nicht gegen⸗ 
wärtig ſind, oder im betrunkenen Zuſtande ſich vorſtellen oder ungehorſam und witerſpenſtig 
find, verfallen in eine Geldſtrafe bis zu 30 „ evtl. verhältniß mäßige Haft, auch können Den⸗ 
jenigen, welche ſich böswillig der Geſtellung entziehen oder dieſelbe wiederholt verſäumt haben, 
die Vortheile der Looſung entzogen werden. 

Von allen Milttairpflichtigen, welche ſich zur Zeit des Erſatzgeſchäfts in Unterſuchungs⸗ 
oder Strafhaft befinden, haben die Ortsbehörden mir unverzüglich Anzeige zu machen und dabet 
unter Angabe der Dauer der Strafhaft anzugeben, wann das bezügliche Strafurtheil ergangen iſt. 

Ueber die ordnungsmäßig erfolgte Vorladung der Militairpflichtigen zum Muſterungskermin 
iſt mir zur Vermeidung koſtenpflichtiger Abholung bis zum 30. März cr. eine Beſcheinigung in 
Form einer 1 einzureichen, welche enthalten muß: 

Name, Stand und Wohnort ! 

2. Geburtsort und En 5 der Militairpflichtigen. 
3. Nummer der alphabetiſchen Liſte. 

4. Unterſchriſt als Anerkenntniß der erfolgten Vorladung. 

Die Nummer der dieſſeitigen alphabetiſchen Liſte iſt in Kolonne 2 der Rekrutirungs⸗ 
Stammrolle eingetragen. 

Von allen Militairpflichtigen, welche in anderen Kreiſen geboren ſind und inzwiſchen 


ihren Wohnort in Ortſchaften des dieſſeitigen Kreiſes verlegen, haben mir die betreffenden Orts» 
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vorſtände unter Einreichung des Tauf- bezw. Looſungsſcheines der neu Anziehenden ungeſäumt 
Anzeige zu machen, damit deren Aufnahme in die Grunpliften von hier aus rechtzeitig erfolgen 
kann. Ortsbrhörden, welche den ihnen nach dieſer Verfügung obliegenden Dienſtpflichten zuwider 
handeln, haben Ordnungsſtrafen bis zu 9 4% zu gewärtigen. 
Danzig, den 16. März 1892. 
Der Civil⸗Vorſitzende der Erſatz Commiſſion des Aus hebungsbezirks Danziger Höhe. 
Königl. Landrath. 
Maurach. 
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2. e kannt machung, 


B 
betreffend die Anträge auf Zurückſtellung bezw. Befreiung vom Militairdienſt beim 


Erſatz⸗Geſchäft 1892. 
Nach 5 32 zu 2 der W.⸗O. dürfen auf Antrag der Betheiligten vom aktiven Militair⸗ 
dienſt zurückgeſtellt bezw. befreit werden: 

a. ee Ernährer hilfloſer Familien, erwerbsunfähiger Eltern, Großeltern oder 
Geſchwiſter; 

b. der Sohn eines zur Arbeit und Aufſicht unfähigen Grundbeſitzers, Pächters oder 
Gewerbetreibenden, wenn dieſer Sohn deſſen einzige und unentbehrliche Stütze 
zur wirthſchaftlichen Erhaltung des Beſitzes, der Pachtung oder des Gewerbes iſt; 

e. der nächſt älteſte Bruder eines vor dem Feinde gebliebenen oder an den erhaltenen 
Wunden geſtorbenen oder in Folge derſelben erwerbsunfähig gewordenen oder im 
Kriege an Krankheit geſtorbenen Soldaten, ſofern durch die Zurückſtellung den An⸗ 
gehörigen des Letzteren eine weſentliche Erleichterung gewährt werden kann; 
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d. Militairpflichtige, welchen der Beſitz oder die Pachtung von Grundſtücken durch 
Erbſchaft oder Vermächtniß zugefallen, inſofern ihr Lebensunterhalt auf deren 
Bewirthſchaftung angewieſen und, die wirthſchaftliche Erhaltung des Beſitzes oder 
der Pachtung auf andere Weiſe nicht zu ermöglichen iſt; 

e. Militairpflichtige, die in der Vorbereitung zu einem beſtimmten Lebensberufe oder in 
der Erlernung einer Kunſt oder eines Gewerbes begriffen ſind und durch eine Unter⸗ 
brechung bedeutenden Nachtheil erleiden würden; 

f. Militairpflichtige, welche ihren dauernden Aufenthalt im Auslande haben. 

Können zwei arbeitsfähige Ernährer hilfloſer Familien, erwerbsunfähiger Eltern, Groß⸗ 
eltern und Geſchwiſter nicht gleichzeitig entbehrt werden, ſo iſt einer von ihnen zurückzuſtellen, 
bis der andere entlaſſen wird. 

Späteſtens nach Ablauf des zweiten Militairpflichtjahres ſoll der einſtweilen Zurückgeſtellte 
eingeſtellt und gleichzeitig der zuerſt Eingeſtellte entlaſſen werden. 

Durch Verheirathung eines Militairpflichtigen können Anſprüche auf Zurückſtellung nicht 
begründet werden. 

Die Anträge auf Zurückſtellung bezw. Befreiung müſſen ſpäteſtens beim 
Muſterungs⸗Geſchäft angebracht werden. 

Nur wenn die Veranlaſſung zur Reklamation erſt nach Beendigung der Muſterung 
entſtanden iſt, was mit Sicherheit nachgewieſen werden muß, können die Anträge noch beim 
Ober⸗Erſatz Geſchäft zugelaſſen werden. 5 } 

Dieſen Beſtimmungen unterliegen auch diejenigen Militairpflichtigen, welche der 
ſeemänniſchen und ſchifffahrttreibenden Bevölkerung angehören, wie Matroſen, Haff⸗ und 
Seefiſcher, ſowie Schiffer auf Haff⸗ und Stromfahrzeugen. Etwaige Geſuche um Zurückſtellung 
bezw. Befreiung dieſer Leute vom Militairdienſt find daher gleichfalls beim Erſatzgeſchäft ans 
zubringen, gleichviel ob die betreffenden Militairpflichtigen einheimiſch find und ſich ges | 
ſtellen oder nicht, da in den Schiffermuſterungs⸗Terminen im Dezember jeden Jahres be⸗ 
ſtimmungsgemäß Reklamations⸗Anträge weder angebracht noch erörtert werden dürfen. 

Die Ortsvorſtände des Kreiſes veranlaſſe ich Vorſtehendes ungeſäumt zur Kenntniß der 
Geſtellungspflichtigen ſowie deren Angehörigen zu bringen. 5 

Die Ortsvorſtände haben unter allen Umſtänden dafür zu ſorgen, daß alle Bes 
theiligten in Vetreff des Termins zur Anbringung der Reklamation unterrichtet ſind, 
damit ſpätere Anträge nicht etwa mit Unkenntniß des Reklamations⸗Termins entſchuldigt 
werden können. g f 

Alle Reklamations⸗Anträge ſind an die Herren Amtsvorſteher zu richten oder 
bei dieſen zu Protokoll zu erklären. RE 

Die Herren Amtsvorſteher haben nach genauer Prüfung der in Betracht kommenden 
Verhältniſſe die vorgeſchriebene Reklamations⸗Tabelle anzufertigen und bis zum 1. April cr. 
hierher einzureichen. g 

Bei ſpäteren Geſuchen find dagegen die Reklamations⸗Tabellen den Antragſtellern auszu⸗ 
antworten, damit dieſe dieſelben im Geſtellungstermine ſelbſt überreichen. 

Diejenigen Perſouen, deren Arbeits⸗ Erwerbs: oder Anfſichtsunfähigkeit zur 
Begründung der Reklamation behauptet wird, müſſen ſich im Muſterungstermine zur 
Feſtſtellung dieſer Fragen perſönlich vorſtellen. 8 

Da wiederholt geſetzlich begründete Reklamalionsanträge haben zurückgewieſen werden 
müſſen, weil dieſelben nicht rechtzeitig vor oder bei Gelegen heit des Erſatz⸗Geſchäftes angebracht 
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worden ſind, ſo mache ich, um den erheblichen Nachtheilen, welche den Betheiligten hieraus 
erwachſen, vorzubeugen, den Ortsbehörden des Kreiſes es zur beſonderen Pflicht, die vor⸗ 
ſtehenden Beſtimmungen den betheiligten Gemeindemitgliedern genau bekannt zu machen. 

In Fällen, in welchen begründete Reklamationsanträge aus Unkenntniß der Betheiligten 
unterbleiben ſollten, was von hieraus ſtets geprüft werden wird, würde ich gegen die betreffenden 
Ortsbehörden empfindliche Ordnungsſtrafen feſtſetzen. 

Danzig den 16. März 1892. 
Der Civil⸗Vorſitzende der Crſatz⸗Commiſſion des Aushebungsbezirks Danziger Höhe. 
Königlicher Landrath 
Maurach. 


Vorſchriftsmäßige Formulare hierzu ſind in der A. Müller, vormals Wedel'ſchen Hofbuchdruckerei, 
Danzig, Jopengaſſe 8, vorräthig. 


Bekanntmachung, 
die Klaſſifikation der Reſerve⸗ und Landwehr⸗Mannſchaften pro 1892 betreffend. 


Die Zurückſtelluug von Mannſchaften der Reſerve, Marinereſerve, Landwehr, Seewehr, 
Erſatz⸗Reſerve und Marine ⸗Erſatz⸗Reſerve im Falle einer Mobilmachung iſt nach §8 122 der 
Control⸗Ordnung nur dann zuläſſig, 

a. wenn ein Mann als der einzige Ernährer feines arbeitsunfähigen Vaters oder feiner 

Mutter, bezw. ſeines Großvaters oder ſeiner Großmutter, mit denen er dieſelbe 
Jeuerſtelle bewohnt, zu betrachten ift, und ein Knecht oder Geſelle nicht gehalten 
werden kann, auch durch die der Familie bei der Einberufung geſetzlich zuſtehende 
Unterſtützung der dauernde Niedergang des elterlichen Hausſtandes nicht abgewendet 
werden könnte. 

b. wenn die Einberufung eines Mannes, der das 30. Lebensjahr vollendet hat und 
Grundbeſitzer, Pächter oder Gewerbetreibender oder Ernährer einer zahlreichen Familie 
iſt, den gänzlichen Verfall des Hausſtandes zur Folge” haben und die Angehörigen 
ſelbſt bei dem Genuſſe der geſetzlichen Unterſtützung dem Elende preisgegeben würden; 

0. wenn in einzelnen dringenden Fällen die Zurückſtellung eines Mannes, deſſen geeignete 
Vertretung auf keine Weiſe zu ermöglichen iſt, im Intereſſe der allgemeinen Landes⸗ 
kultur und der Volkswirthſchaft für unabweislich nothwendig erachtet wird. 

Von der Zurückſtellung ausgeſchloſſen find Mannſchaften, dil wegen Controlentziehung 

nachdienen müſſen. 

Die Ortsvorſtände des Kreiſes veranlaſſe ich Vorſtehendes alsbald zur Keuntniß 
der Betheiligten zu bringen. 

Anträge auf Zurückſtellung find den Herren Amtsvorſtehern einzureichen. Letztere werden 
erſucht, die eingehenden Anträge zu prüfen und darüber eine nach dem untenſtehenden Schema 
aufzuſtellende Nachweiſung in duplo, aus der ſowohl die militäriſchen, bürgerlichen und Ver⸗ 
mögensverhältniſſe der Antragſteller als auch die obwaltenden beſonderen Umſtände, welche das 
e der Zurückſtellung bedingen, erſichtlich ſind, bis fpäteftens am 4. April er. hierher 

nzureichen. 

Die bei der Klaſſifikation getroffenen Entſcheidungen gelten jedesmal nur für ein Jahr 
und müſſen die bezüglichen Reklamationen im Falle des Bedürfniſſes weiterer Zurückſtellung als⸗ 
dann erneuert werden. 
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Die Entſcheidung über die eingegangenen Klaſſifikationsanträge erfolgt nach Beendigung 
des diesjährigen Muſterungsgeſchäfts durch die verſtärkte Erſatz⸗Kommiſſion in dem hierzu auf 
Mittwoch, den 13. April er., Vormittags 11 Uhr, 

zu Danzig im Etabliſſement „Cafe Mohr“ am Olivaerthor No. 7 anſtehenden Termin. 
Danzig, den 16 März 1892. 
Der Civilvorſitzende der ErſatzCommiſſion des Aushebungsbezirks „Danziger Höhe“. 
Königlicher Landrath. 
Maurach. 
Nachweiſung 
der für den Fall einer Mobilmachung zurückzuſtellenden Mannſchaften, der Reſerve, Marine⸗ 
Reſerve, Landwehr, Seewehr, Erſatz⸗Reſerve und Marine Erſatz⸗Reſerve 
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(Vorſchriftsmäßige Formulare ſind vorräthig in der A. Müller, vorm. Wedel'ſchen Hofbuchdruckerei, 
Danzig, Jopengaſſe 8). 


4. Des Königs Majeſtät haben dem Vorſtande der ſtändigen Ausſtellung für Kunſt und 
Kunſtzewerbe zu Weimar mittelſt Allerhöchſter Ordre vom 15. d. M. die Erlaubniß zu ertheilen 
geruht, zu der von ihm mit Genehmigung der Großherzoglich Sächſiſchen Staatsregierung in 
diefem Jahre wiederum zu veranſtaltenden Ausſpielung von Gegenſtänden der Kunſt und des 
Kunſtgewerbes auch im diesſeitigen Staatsgebiete, und zwar in ſeinem ganzen Bereiche, Looſe 
zu vertreiben. 3 
Danzig, den 30. März 1892. 
IE: 

5. Der § 13 der Landgemeinde-Ordnung vom 3. Jult 1891 beftimmt: 

Gemeinde-Abgabenpflichtige mit einem Einkommen von nicht mehr als 900 lönnen 
zu den Gemeinde-Abgaben herangezogen, jedoch unter Zuſtimmung des Kreis⸗Ausſchuſſes davon 
ganz frei gelaſſen, oder dazu mit einem geringeren Procentſatze als die Perſonen mit einem höheren 
Einkommen heratigezogen werden. 

Soweit hiernach eine Heranziehung der Perſonen mit einem Einkommen von nicht mehr 
als 900 e ſtattfin ret, erfolgt deren Veranlagung zu den auf das Einkommen gelegten direkten 
Gemeinde Abgaben auf Grund nachſtehender fingirter Steuerſätze: 

a. bei einem Jahres-Einkommen dis einſchließlich 420 % belrägt die Jahresſteuer 

% Procent des ermittelten fteuerpflichtigen Einkommens bis zum Höchſtbetrage von 


1 eK 20 3, 
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b. bei einem Jahres⸗Einkommen von mehr als 420 „ bis 660 e beträgt die 
Jahresſteuer 2 cM& 40 & und 

c. bei emem Jahres⸗Einkommen von mehr als 660 œ bis 900 „ beträgt die 
Jahresſteuer 4 MX 

Die Freilaſſung der Gemeinde-Abgabepflichtigen von Gemeinde⸗Abgaben muß erfolgen, 
wenn dieſelben im Wege der öffentlichen Armenpflege eine fortlaufende Unterſtützung erhalten. 

Nach S 149 iſt die Beſchlußfaſſung darüber, ob und wie die Gemeindeangehörigen mit 
einem Einkommen von nicht mehr als 900 A zu den Gemeinde⸗Abgaben herangezogen werden 
ſollen, unmittelbar nach dem Inkrafttreten des Geſetzes herbeizuführen und ſteht denjenigen Ge⸗ 
meinde Angehörigen, welche bis dahin mit einem Einkommen von mehr 660 bis 900 MR zur 
Staatsſteuer eingeſchätzt und zu den Gemeindelaſten herangezogen ſind, in der betreffenden Ge⸗ 
meinde⸗Verſammlung gleichfalls ein Stimmrecht nach Maßgabe des § 48 No. 1 zu. 

Zur Ausführung dieſer Beſtimmungen ordne ich nunmehr Folgendes an: 

1. Die Gemeinde⸗Vorſteher der Ortſchaften mit einer Gemeinde⸗Verſammlung in 
denen nach der aufgeſtellten Liſte A nicht mehr als 40 Stimmberechtigte vorhanden find, 
beauftrage ich, jo bald als möglich ſämmtliche Stimmberechtigten der Oriſchaft, — alſo auch die 
unter e und e dieſer Lifte eingetragenen nicht angeſeſſenen Perſonen, oder wo bie Zahl dieſer 
Nichtangeſeſſenen die Hälfte der den angeſeſſenen Gemeindegliedern zuſtehenden Stimmenzahl 
überſteigt, die gemäß meiner Verfügung dom 17. März d. J. (in No. 23 des Rıeisblattes) von 
den Nichtangeſeſſenen gewählten Abgeordneten, — zu einer Gemeinde⸗Verſammlung behufs der 
Beſchlußfaſſung darüber vorzuladen, ob die Gemeinde Abgabepflichtigen mit einem Einkommen von 
nicht mehr als 900 S zu den Gemeinde⸗Abgaben nach den geſetzlich zuläſſi gen fingirten Steuers 
ſätzen voll herangezogen werden ſollen, oder ob ſie dazu nur mit einem geringeren Procentſatze 
als Perſonen mit einem höheren Einkommen herangezogen werden ſolen, oder ob fie von den 
Gemeindeabgaben ganz frei gelaſſen werden ſollen. 

Die Zuſammenberufung der Gemeinre-Verſammlung erfolgt in der bisher ortsüblichen 
Weiſe, zwiſchen der Zuſammenberufung und dem Sitzungstermine müſſen aber mindeſtens 2 Tage 
frei bleiben. Bei der Vorladung muß darauf hingewieſen werden, daß die Nichterſcheinenden 
ſich den gefaßten Beſchlüſſen der Erſchienenen zu unterwerfen haben. 

Die Gemeinde⸗Verſammlung ift beſchlußfähig, wenn mehr als ein Drittel der ſtimm⸗ 
berechtigten Mitglieder anweſend ſind. Den Borfig führt der Gemeinde⸗Vorſteher. Die Bes 
ſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmengleichheithentſcheidet die Stimme 
des Vorſitzenten. Die der Summabgabe ſich enthaltenden Mitulieder werden zwar als anweſend 
mit berechnet, die Stimmenmehrheit wird jedoch lediglich nach der Zahl der abgegebenen Stimmen 
eſtgeſtellt. 

Wenn eine Gemeinde Verſammlung wegen zu geringer Betheiligung nicht beſchlußfähig 
iſt und deshalb zum zweiten Male zur Berathung über denſelben Gegenſtand zuſammenberufen 
werden muß, fo find die dann erſchlenenen Mitglieder ohne Rückſicht auf ihre Anzahl beſchluß⸗ 
fähig. Bei der zweiten Einladung iſt auf dieſe Beſtimmung ausdrücklich hinzuweiſen. 

Die Beſchlüſſe der Gemeinpe-Berfammlung find in ein beſonderes Buch einzutragen und 
bon dem Vorſitzenden ſowie von wenigſtens 2 ſtimmberechtigten Mitgliedern der Gemeinde⸗ 
Verſammlung zu unterzeichnen. 

2. Die Gemeinde⸗Vorſteher derjenigen Ortſchaften. in denen ſchon bisher eine 
Gemeinde Vertretung beſtand, oder eine ſolche jetzt neu eingerichtet wird, haben ebenfalls gleich 
nach Vollztehung der durch meine Verfügung vom 19. März d. J. (in No. 24 des Kreisblattes) 
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angeordneten Wahl der neuen Gemeindeverordneten die Gemeinde⸗Vertretung zur Beſchlußfaſſung 
über die Heranziehung der Gemeinde-Abgabepflichtigen mit einem Einkommen bon nicht mehr 
als 900 % zu den Gemeindeabgaben zuſammen zu berufen. 

Die Einladung geſchieht in ortsüblicher Weiſe, muß aber mindeſtens 2 Tage vor der 
Sitzung erfolgen und in der Einladung iſt der Gegenſtand der Berathung anzugeben, auch 
darauf hinzuweiſen, daß die Nichtanweſenden ſich den gefaßten Beſchlüſſen zu unterwerfen haben. 

Den Vorſitz in der Gemeinde-Vertretung, zu welcher außer den Gemeinde⸗Verordneten 
auch der Gemeindevorſteher und die Schöffen gehören, führt der Gemeindevorſteher. Die Gemeinde⸗ 
Vertretung iſt beſchlußfähig, wenn mehr als die Hälfte der Mitglieder derſelben anweſend ſind. 
Die Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt, bei Stimmengleichheit entſcheidet die 
Stimme des Vorſitzenden. 

Vor Eintritt in die Berathung hat der Gemeindevorſteher die gewählten Gemeinde⸗ 
Vertreter in die Verſammlung einzuführen und durch Handſchlag zu verpflichten. 

j Kommt auf die erſte Zuſemmenberufung eine beſchlußfähige Gemeindevertretung nicht zu 
Stande, fo iſt die Gemeindevertretung zu einer anderweiten Verſammlung mit wenigſtens 2⸗tägigem 
Zwiſchenraum bis zum Termin behufs nochmaliger Beſchlußfaſſung über denſelben Gegenſtand 
unter dem Hinweiſe einzuladen, daß dann die Erſchienenen ohne Rückſicht auf ihre Anzahl beſchluß— 
fähig ſind. 

Die Beſchlüſſe der Gemeinde-Vertretung ſind in ein beſonderes Buch einzutragen und 
von dem Vorſitzenden ſowie wenigſtens 2 ſtimmberechtigten Mitgliedern der Verſammlung 
zu unterzeichnen. 


Sämmtliche Gemeindevorſteher aus allen Landgemeinden des Kreiſes 
fordere ich auf, eine Ausfertigung des Beſchluſſes der Gemeinde⸗Verſammlung 
bezw Gemeinde⸗Vertretung nebſt einer Beſcheinigung über die vorſchrifts⸗ 
mäßig erfolgte Zuſammenberufung zur Sitzung, mir binnen 14 Tagen ein⸗ 


zureichen, ſowie dabei anzuzeigen, hh und in welcher Weiſe 


bisher) die Perſonen mit einem Einkommen von nicht mehr als 900 AM 
(alſo die früher zu den Klaſſenſteuerſtu en 1 und 2 veranlagten oder ſteuer⸗ 
frei geweſenen Perſonen) zu den Gemeindeabgaben in der Ortſchaft heran⸗ 
gezogen worden ſind. 


Ich bemerke hierbei, daß bei einer Freilaſſung der Perſonen mit einem Einkommen bis 
zu 900 AR von den Gemeindeabgaben die unangeſeſſenen Gemeindeglteter dieſer Kategorie das 
Gemeinde⸗Stimmrecht verlieren und dann weder Mitglieder der Gemeinde-Verſammlung ſein, noch 
zur Gemeinde-Vertretung wählen oder gewählt werden können; bet den angeſeſſenen Gemelnde⸗ 
gliedern dagegen die Freiſaſſung von Gemeinde-Abgaben wegen des zu geringen Einkommens auf 
ihr Stimmrecht und Wahlrecht keinen Einfluß ausübt. 

Danzig, den 30. März 1892. 

Der Landrath. 
Beilage. 


